
Teilnahmeformular
[bookmark: _Hlk213431054]
Lieferung und Einbau von digitalen Schließanlagen 
SBH VgV VV 029-26 IGHinweis an den Bewerber: 
Es ist kein gesondertes Anschreiben zu verwenden. Sämtliche Angaben, die im Rahmen der Teilnahmeantragserstellung anfallen, sind an der dafür vorgesehenen Stelle in den übersandten bzw. zugänglich gemachten Vergabeunterlagen einschließlich dieses Dokuments vorzunehmen. Soweit gekennzeichnet, können gesonderte Blätter beigefügt werden.

	I. Persönliche Lage/Allgemeine Angaben

	1. 
	Bewerber
(genaue Firmenbezeichnung; im Fall von Bewerbergemeinschaften alle Mitglieder samt bevollmächtigter Vertretung der Bewerbergemeinschaft)
	[bookmark: Text1]     

	2. 
	Ansprechpartner:in
	          

	3. 
	Kontaktdaten
	Anschrift: 	          
Tel.-Nr.: 	          
Fax-Nr.: 	          
E-Mail:		          
Homepage: 	          

	4. 
	Gründungsjahr der Gesellschaft
	          

	5. 
	Sitz der Gesellschaft
	          

	6. 
	Geschäftsführer:in*
	          

	7. 
	Hauptgesellschafter:innen (mehr als 25 % der Anteile der Stimmrechte)
	1.             
2.             
3.             

	8. 
	Zum Nachweis der Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung (§ 33 UVgO; § 44 VgV) werden folgende Angaben gemacht:
	Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister Ihres Sitzes oder Wohnsitzes (§ 44 VgV)
☐ Ich bin/Wir sind eingetragen im Handelsregister      	
☐ Ich bin/Wir sind nicht zur Eintragung in das Handelsregister verpflichtet.  
Zur Bestätigung werden auf gesondertes Verlangen folgende Unterlagen vorgelegt: Gewerbeanmeldung, Handelsregisterauszug, Eintragung in Berufsregister/Handwerksrolle/Industrie- und Handelskammer. 


	9. 
	Verpflichtungserklärung zur Tariftreue und zur Zahlung eines Mindestlohns gemäß § 3 HmbVgG
	Hiermit bestätigen wir, bei der Ausführung des Auftrags die Vorgaben von § 3 des hamburgischen Vergabegesetzes Tariftreue- und Vergabegesetzes zu beachten.
Die oben beschriebenen Verpflichtungen haben wir entsprechend an alle unsere mit dem Verfahren befassten Mitarbeiter und Nachunternehmer weitergegeben.

	10. 
	Eigenerklärung nach § 46 Abs. 2 VgV
	Mit Abgabe des Teilnahmeformulars wird erklärt, dass bewerberseitig keine Interessen bestehen, die mit der Ausführung des öffentlichen Auftrags im Widerspruch stehen und sie nachteilig beeinflussen können.

	11. 
	Angaben bei Präqualifizierung
	Nach § 122 Abs. 3 GWB kann ein Teilnehmer seine Eignung teilweise auch durch Teilnahme an einem Präqualifikationssystem nachweisen (https://amtliches-verzeichnis.ihk.de/).
Eine Präqualifizierung besteht
nein  ☐
ja  ☐  Ich/Wir nehme/n an folgendem Präqualifikationssystem teil:      	
Die PQ-Nummer und der dazugehörige Code lauten: 	             
Die von der Präqualifizierung nicht erfassten Angaben, Nachweise und Unterlagen (insbesondere Nr. 4) bleiben weiterhin vorzulegen.


	II. Bewerbergemeinschaften und Unterauftragnehmer

	1.1 Der Teilnahmeantrag erfolgt durch
☐ 	den Bewerber als Einzelunternehmen
☐	eine Bewerbergemeinschaft:
	Name der Bewerbergemeinschaft:      
	Name des bevollmächtigten Vertreters:      
Mitglieder der Bewerbergemeinschaft:      
	(ggf. weitere Mitglieder auf gesondertem Blatt angeben)
1.2 Eignungsleihe (§ 47 VgV)
☐	Es wird keine Eignungsleihe in Anspruch genommen.
☐	Es wird Eignungsleihe in Anspruch genommen. Folgende(s) Unternehmen wird/werden als Eignungsleiher benannt:
	Name des Eignungsleihers:       
Geliehene Kapazitäten (technisch/beruflich bzw. wirtschaftlich/finanziell):       
Hinweis: Der Bewerber muss nachweisen, dass ihm die für den Auftrag erforderlichen Mittel tatsächlich zur Verfügung stehen werden, indem er beispielsweise für jeden Eignungsleiher eine unterschriebene Verpflichtungserklärung als Anlage beifügt. Für jeden Eignungsleiher ist ein ausgefülltes Teilnahmeformular einzureichen. Referenzprojekte des Eignungsleihers können auf einem gesondertem Blatt eingereicht werden.
Es sind auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle weitere geeignete Nachweise vorzulegen.
Wichtiger Hinweis: Die Rahmenvertragspartner dürfen sich nicht gegenseitig im Wege der Eignungsleihe oder als Nach- oder Nachnachunternehmer einsetzen. 

	III. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

	1. 
	Angaben zum Gesamtumsatz innerhalb der letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahre 
– Digitale Schließanlagen:
mindestens 100.000 EUR netto

	Digitale Schließanlage:
      €     
2023
      €     
2024
      €     
2025
Durchschnittlich:       €

	2. 
	Bestätigung, dass geforderte Betriebs- oder Berufshaftpflichtversicherung (gem. Auftragsbekanntmachung Ziffer 5.1.9)
besteht bzw. bestehen wird
	Erforderlicher Versicherungsschutz besteht?
Ja ☐ (falls zutreffend, ankreuzen)

	3. 
	Zahl der festangestellten, qualifizierten Mitarbeiter der letzten drei Jahre (2023-2025)




Aufstellung sowie Qualifikationsnachweise der qualifizierten Mitarbeiter 
(Mindestens 2 fachlich ausgebildete Monteure/innen mit Praxiserfahrung von mindestens 2 Jahren im Objektbereich Schließanlagen)
	           
2023
           
2024
           
2025


	Name
	Qualifikation (Nachweis durch Eigenerklärung)
	Praxiserfahrung (Nachweis durch Eigenerklärung)

	
	
	

	
	
	


                  

	IV. Sonstige Angaben

	Die Vergabestelle ist gem. § 6 WRegG vor der Erteilung des Zuschlags verpflichtet oder berechtigt, eine Abfrage beim Wettbewerbsregister (WRegG v. 18.07.2017, BGBl. I S. 2739) durchzuführen.
Registergericht oder Genehmigungsbehörde:      	
☐ Handelsregisternummer: (s. Nr. 1) oder Geschäftsnummer der Genehmigungsbehörde:      	
☐ Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.)	       (falls vorhanden)
☐ Wirtschafts-Identifikationsnummer 			       (falls vorhanden)

Mit der Unterschrift unter dieses Formular erkläre/n ich/wir, das ich/wir zur Kenntnis genommen habe/n, dass ich/wir verpflichtet sind/bin:
1. die gesetzlichen Pflichten zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Sozialversicherungsbeiträgen (Kranken-, Unfall-, Renten- und Arbeitslosenversicherung) ordnungsgemäß zu erfüllen (§ 128 Abs. 1 GWB). 
Zur Bestätigung werden auf gesondertes Verlangen entsprechende Nachweise vorgelegt, z.B.
· eine aktuelle Freistellungsbescheinigung nach § 48b EStG,
· eine Bescheinigung der Berufsgenossenschaft oder des Versicherungsträgers zum Nachweis der ordnungsgemäßen Beitragszahlung, die nicht älter als 12 Monate sein darf,
· ggf. eine Bescheinigung in Steuersachen des Finanzamts (Unbedenklichkeitsbescheinigung vom Finanzamt, gültig und nicht älter als 12 Monate),
· Nachweis über die geleisteten, gesetzlichen Beiträge bei einer Sozialkasse, sofern keine Versicherungspflicht über eine Sozialkasse besteht per Nachweis der Beiträge durch eine Sozialversicherung (gültig und nicht älter als 12 Monate).

· .
1. Leistungen nur auf Unterauftragnehmer zu übertragen, die sich zur Einhaltung der §§ 3, 3a, 5 und 10 HmbVgG verpflichtet haben, und deren Einhaltung zu kontrollieren (§ 5 Abs. 4 Nr. 4 HmbVgG) sowie alle in Nr. 4 geforderten Nachweise vor Auftragserteilung (§ 7 Abs. 2 HmbVgG) sowie alle übrigen Nachweise auf gesondertes Verlangen vorzulegen.
Ich/Wir werde/n im Fall der Auftragserteilung das Tarifvertragsgesetz, das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz und andere gesetzliche Bestimmungen über Mindestentgelte beachten (§ 3 Abs. 1 u. 2 HmbVgG). 
Mein/Unser Unternehmen entlohnt seine Beschäftigten
Hinweis: Zutreffendes ist durch den Teilnehmer anzukreuzen.
☐	nach folgendem allgemeinverbindlichen Tarifvertrag, an den es nach Arbeitnehmerentsendegesetz gebunden ist:      	
☐	nach folgendem Tarifvertrag:      	
☐	(ohne Auszubildende) bei der Leistungsausführung innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ein Mindestlohn nach § 1 Abs. 2 Mindestlohngesetz (MiLoG vom 11.08.2014, BGBl. I S. 1348) in der jeweils geltenden Fassung, da es keinem Tarifvertrag unterliegt (§ 3 Abs. 2 HmbVgG). 
☐ Mein/Unser Unternehmen beschäftigt keine Mitarbeiter, sodass sich die Frage nach einer Tarifbindung oder Verpflichtung zur Zahlung des Mindestlohnes nicht stellt. 
Im Hinblick auf die Tariftreue und den Mindestlohn habe ich folgende gesetzlichen Anforderungen zur Kenntnis genommen und bestätige dies mit meiner Unterschrift am Ende der Erklärung:
Bei der Leistungsausführung durch Leiharbeiter bin/sind ich/wir verpflichtet dafür zu sorgen, dass der Verleiher seinen Beschäftigten bei der Leistungsausführung das gleiche Arbeitsentgelt gewährt wie vergleichbaren Arbeitnehmern meines/unseres Unternehmens (§ 3 Abs. 3 HmbVgG).
Ich/ Wir sind verpflichtet vollständige und prüffähige Entgeltabrechnungen über die eingesetzten Beschäftigten bereithalten. Auf gesondertes Verlangen werden sie dem Auftraggeber vorgelegt und Einblick in die Unterlagen über die Abführung von Steuern und Beiträgen sowie die geschlossenen Unteraufträge gewährt. Die Beschäftigten wurden auf die Möglichkeit solcher Kontrollen hingewiesen (§ 10 HmbVgG).
Ich/Wir sind verpflichtet bei der Leistungsausführung nur Unterauftragnehmer einsetzen, die sich verpflichten, ihren Beschäftigten (ohne Auszubildende) die vorgenannten Mindestentgelte nach Tarif oder Mindestlohngesetz zu zahlen und vollständige und prüffähige Entgeltabrechnungen bereitzuhalten. Ich/Wir werde/n die Einhaltung dieser Vorgaben kontrollieren (§ 5 Abs. 4 Nr. 4 HmbVgG). 

	* Datenschutzhinweis: 
Die Auftraggeberin wird ab einer Auftragssumme von EUR 30.000,00 netto für den/die Bieter:in, der/die den Zuschlag erhalten soll, vor der Erteilung des Zuschlags gem. § 6 Abs. 1 Wettbewerbsregistergesetz (WRegG) bei der Registerbehörde abfragen, ob im Wettbewerbsregister Eintragungen zu diesem/r Bieter:in gespeichert sind.

	V. Technische Leistungsfähigkeit

	Die Anforderungen an die Referenzen ergeben sich aus Ziff. 5.1.9 Eignungskriterien - Kriterium: Referenzen zu bestimmten Lieferungen.

	
	Referenz 1
	           
(Projektbezeichnung) 
           
(Leistungszeit)
     
(Anzahl gelieferter und eingebauter digitaler Schließanlagen)
           
(Auftraggeber:in)
           
(Ansprechperson)
           
(Funktion)
           
(Tel.-Nr. der Ansprechperson) 
           
(E-Mail der Ansprechperson) 
EUR              
(Auftragswert brutto)

Kurzvorstellung Projekt:
     
     
Beteiligung der für den Auftrag vorgesehenen Projektleitung?
Ja ☐                               Nein ☐            

Im laufenden Betrieb: 
Ja ☐                               Nein ☐             


	
	Referenz 2
	           
(Projektbezeichnung)
           
(Leistungszeit)
     
(Anzahl gelieferter und eingebauter digitaler Schließanlagen)
           
(Auftraggeber:in)
           
(Ansprechperson)
           
(Funktion)
           
(Tel.-Nr. der Ansprechperson) 
           
(E-Mail der Ansprechperson) 
EUR              
(Auftragswert brutto)

Kurzvorstellung Projekt:
     
     
Beteiligung der für den Auftrag vorgesehenen Projektleitung?
Ja ☐                               Nein ☐            

Im laufenden Betrieb: 
Ja ☐                               Nein ☐                              

	
	Referenz 3
	           
(Projektbezeichnung) 
           
(Leistungszeit)
     
(Anzahl gelieferter und eingebauter digitaler Schließanlagen)
           
(Auftraggeber:in)
           
(Ansprechperson)
           
(Funktion)
           
(Tel.-Nr. der Ansprechperson) 
           
(E-Mail der Ansprechperson) 
EUR              
(Auftragswert brutto)

Kurzvorstellung Projekt:
     
     
Beteiligung der für den Auftrag vorgesehenen Projektleitung?
Ja ☐                               Nein ☐            

Im laufenden Betrieb: 
Ja ☐                               Nein ☐             




	VI. Integritätserklärung (Bestätigung mit Abgabe dieses Formulars in Textform im Rahmen dieses Vergabeverfahrens)

Hiermit verpflichten wir uns zur Beachtung folgender Grundsätze: 
1. Wir werden der Auftraggeberin weder im Verfahren noch bei einer eventuellen Durchführung ihrer mit der Vergabe oder Durchführung des Auftrags befassten Mitarbeiter/Innen oder einem Dritten irgendwelche Leistungen materieller oder immaterieller Art, die die öffentliche Auftraggeberin oder ihre Mitarbeiter besser stellt und auf die kein rechtlich begründeter Anspruch besteht, anbieten, versprechen oder gewähren. 
2. Wir haben / werden im Verfahren mit anderen Anbietern keine unzulässigen Absprachen unter Verstoß gegen die einschlägigen Bestimmungen der Vergabeverordnung (VgV), des MiLoG, des UWG, des GWB, des Gesetzes zur Bekämpfung von Korruption sowie des StGB treffen. Hierzu zählen insbesondere Absprachen über Preise oder Preisbestandteile, verbotene Preisempfehlungen, die Beteiligung an Empfehlungen oder Absprachen über die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten oder ähnliches. 
3. Wir werden im Vergabeverfahren jeden uns bekanntwerdenden oder drohenden Interessenkonflikt für das vorliegende Verfahren unverzüglich nach Bekanntwerden der Auftraggeberin anzeigen.
4. Wir verpflichten uns zur Einhaltung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 in der jeweils geltenden Fassung, sofern unsere Leistungserbringung dessen Geltungsbereich unterfällt. 
Die oben beschriebenen Verpflichtungen haben wir entsprechend an alle unsere mit dem Verfahren befassten Mitarbeiter und Nachunternehmer weitergegeben.
Zum Nachweis des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen, insbesondere nach den §§ 123, 124 GWB, werden folgende Angaben gemacht: 
(Hinweis: Teilnehmer oder Bieter muss Zutreffendes ankreuzen. Die §§ 123ff. GWB sind unter: http://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__123.html  abrufbar.)
1. Ausschlussgründe nach dem GWB
☐ Für mein/unser Unternehmen liegt kein Ausschlussgrund nach § 123 GWB oder § 124 GWB vor.
☐ Für mein/unser Unternehmen liegt ein Ausschlussgrund des § 123 GWB oder § 124 GWB vor, aber es wurden folgende Maßnahmen zur Selbstreinigung nach § 125 GWB ergriffen, die die Zuverlässigkeit des Unternehmens wieder herstellen: (Hinweis: Teilnehmer oder Bieter muss Ausschlussgrund und Selbstreinigungsmaßnahme benennen)
     	
Ich/Wir füge/n zum Nachweis entsprechende Unterlagen und Erläuterungen bei. Mir/Uns ist bekannt, dass fehlende Nachweise zum Ausschluss aus dem laufenden Vergabeverfahren führen können.
1. Ausschlussgründe nach weiteren Gesetzen; Beachtung weiterer rechtlicher Vorgaben
☐ Es liegen keine der Ausschlussvoraussetzungen nach § 21 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung (SchwarzArbG), § 21, 23 Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG), § 19, 21 des Mindestlohngesetzes (MiLoG), § 98c des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG), § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG) sowie § 81 Abs. 1 bis 3 GWB vor.
☐ Das Preisrecht (insbes. VO PR 30/53 vom 21.11.1953 in gültiger Fassung) wurde beachtet.
☐ Wir bestätigen, dass wir die Eignungskriterien erfüllen, ein Ausschluss nach § 124 Abs. 1 Nr. 3 GWB nicht erfolgt ist und keine Verfehlungen im Sinne von § 2 WRegG vorliegen, die einen Ausschluss vom Wettbewerb rechtfertigen könnten. 
☐ Wir bestätigen, dass wir unseren gesetzlichen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben und von Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung (Kranken-, Unfall-, Renten-, und Arbeitslosenversicherung) nachgekommen sind und über unser Vermögen nicht das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist.

VII. Angaben zur Statistik
•	Unternehmensgröße und Mittelstandsförderung
Bei meinem/unseren Unternehmen handelt es sich um ein 
☐ Kleinstunternehmen: bis 9 Beschäftigte und bis 2 Millionen Euro Jahresumsatz
☐ Kleines Unternehmen: bis 49 Beschäftigte und bis 10 Millionen Euro Jahresumsatz 
☐ Mittleres Unternehmen: bis 249 Beschäftigte und bis 50 Millionen Euro Jahresumsatz
☐ Großunternehmen: über 249 Beschäftige oder über 50 Millionen Euro Jahresumsatz
Hinweis: Die Einordnung der Unternehmensgröße orientiert sich an der EU-Empfehlung 2003/361 zu KMUs.
•	Nationalität des Eigentümers 
Angaben sind nur erforderlich für EU-Verfahren und soweit Ihr/Ihre Unternehmen nicht börsennotiert ist/sind.
☐ Staatsangehörigkeit(en) des wirtschaftlichen Eigentümers meines/unseres Unternehmens: 
☐	Mein/unser Unternehmen ist börsennotiert (Angabe zur Nationalität des Eigentümers entfällt)

Hinweis: Die Nationalität des Eigentümers Ihres Unternehmens können Sie beispielsweise dem Transparenzregister oder anderen Registern zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung entnehmen.

VIII. Eigenerklärung zu Russland
Die nachfolgende Erklärung gebe/n ich/wir verbindlich mit der Einreichung unseres Angebotes ab (ggf. zugleich in Vertretung für die lt. Angebot Vertretenen auch für diese):
1.	Der / die Bieter gehört / gehören nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 16 der Verordnung (EU) 2025/2033 des Rates vom 23. Oktober 2025 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren,
genannten Personen oder Unternehmen, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift aufweisen, 
a) durch die russische Staatsangehörigkeit des Bieters oder die Niederlassung des Bieters in Russland,
b) durch die Beteiligung einer natürlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der Kriterien nach Buchstabe a zutrifft, am Bieter über das Halten von Anteilen im Umfang von mehr als 50%,
c) durch das Handeln der Bieter im Namen oder auf Anweisung von Personen oder Unternehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a und/oder b zutrifft.

2.	Die am Auftrag als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, beteiligten Unternehmen, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, gehören ebenfalls nicht zu dem in der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift.
3.	Es wird bestätigt und sichergestellt, dass auch während der Vertragslaufzeit keine Unternehmen als Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises in Anspruch genommen werden, eingesetzt werden, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, welche zu dem in der Vorschrift genannten Personenkreis mit einem Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift gehören.
Artikel 5k der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 16 der Verordnung (EU) 2025/2033 des Rates vom 25. Oktober 2025 lautet wie folgt:
[bookmark: _Hlk100674991](1)  Es ist verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe sowie unter Artikel 10 Absatz 1, Absatz 3, Absatz 6 Buchstaben a bis e, Absatz 8, Absatz 9 und Absatz 10 und die Artikel 11, 12, 13 und 14 der Richtlinie 2014/23/EU, unter die Artikel 7 und 8, Artikel 10 Buchstaben b bis f und h bis j der Richtlinie 2014/24/EU, unter Artikel 18, Artikel 21 Buchstaben b bis e und g bis i, Artikel 29 und Artikel 30 der Richtlinie 2014/25/EU und unter Artikel 13 Buchstaben a bis d, f bis h und j der Richtlinie 2009/81/EG fallen, an folgende Personen, Organisationen oder Einrichtungen zu vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen weiterhin zu erfüllen:
a)  russische Staatsangehörige oder in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen,
b)  eine juristische Person, Organisation oder Einrichtung, deren Eigentumsrechte direkt oder indirekt zu mehr als 50 % im Eigentum einer der in Buchstabe a dieses Absatzes genannten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen stehen; oder"
c)  natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln,
auch solche, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe in Anspruch genommen werden.
(2)  Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Vergabe oder die Fortsetzung der Erfüllung von Verträgen genehmigen, die bestimmt sind für
a)  den Betrieb ziviler nuklearer Kapazitäten, ihre Instandhaltung, ihre Stilllegung, die Entsorgung ihrer radioaktiven Abfälle, ihre Versorgung mit und die Wiederaufbereitung von Brennelementen und die Weiterführung der Planung, des Baus und die Abnahmetests für die Indienststellung ziviler Atomanlagen und ihre Sicherheit sowie die Lieferung von Ausgangsstoffen zur Herstellung medizinischer Radioisotope und ähnlicher medizinischer Anwendungen, kritischer Technologien zur radiologischen Umweltüberwachung sowie für die zivile nukleare Zusammenarbeit, insbesondere im Bereich Forschung und Entwicklung,
b)  die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei Raumfahrtprogrammen,
c)  die Bereitstellung unbedingt notwendiger Güter oder Dienstleistungen, wenn sie ausschließlich oder nur in ausreichender Menge von den in Absatz 1 genannten Personen bereitgestellt werden können,
d)  die Tätigkeit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Union und der Mitgliedstaaten in Russland, einschließlich Delegationen, Botschaften und Missionen, oder internationaler Organisationen in Russland, die nach dem Völkerrecht Immunität genießen.
e)  den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Erdgas und Erdöl, einschließlich raffinierter Erdölerzeugnisse, sowie von Titan, Aluminium, Kupfer, Nickel, Palladium und Eisenerz aus oder durch Russland in die Union, oder
f)  den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Kohle und anderen festen fossile Brennstoffen, die in Anhang XXII aufgeführt sind, bis 10. August 2022.
(3)  Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.
(4)  Die Verbote gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Erfüllung — bis zum 10. Oktober 2022 — von Verträgen, die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden.





Wir bestätigen im Übrigen hiermit / uns ist bewusst, dass die von uns mitgeteilten personenbezogenen Daten für das Vergabeverfahren verarbeitet, gespeichert und ggf. nicht berücksichtigten Bietern/Bewerbern mitgeteilt werden. Darüber hinaus versichern wir, dass wir die Einwilligungen der Betroffenen zur Weitergabe der personenbezogenen Daten insbesondere hinsichtlich der Referenzen (Namen und Kontaktdetails der Ansprechpartner) rechtmäßig eingeholt haben und kein Widerruf insoweit vorliegt. 

Dieses Teilnahmeformular wird elektronisch über die Plattform verifiziert und ist ohne Unterschrift gültig.

Die Richtigkeit der über das Vergabeportal eingereichten Unterlagen wird hiermit versichert.


[bookmark: Text2][bookmark: Text3]      , den             
Ort, Datum
[bookmark: Text4]     
Gez. (Vor- und Nachname)

Falls abweichend zu Punkt I.3), Angabe der Kontaktdaten des/der Unterzeichners/in:
Tel.-Nr.: 	     	     
E-Mail:	 	     	     
